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Zuwemh.mgszweck 
1.1 Ausgangslage 

Gemäß § 4 des Gesetzes zur Förderung des Klima-
schutzes in Baden-Württemberg (KSG) sollen die in 
Baden-Württemberg verursachten Treibhausgas-
emissionen bis zum Jahr 2050 um 90 Prozent gegen-
über 1990 abgesenkt werden. Bei der Umsetzung 
dieses Ziels kommt der kommunalen Ebene beson-
dere Bedeutung zu. Die Gemeinden und Landkreise 
üben im Bereich Klimaschutz und Energieeffizienz 
eine Vorbildfunktion für ihre Einwohner aus und 
können die Rahmenbedingungen für die Reduzie-
rung der auf ihrer Gemarkung verursachten COr 
Emissionen im Rahmen des kommunalen Selbstver-
waltungsrechts maßgeblich mitgestalten. 

1.2 Zuwendungsziel 

Die Landesregierung will mit dem Programm »Kli-
maschutz mit System« diejenigen Gemeinden und 
Landkreise unterstützen, die in ihrem Zuständig-
keitsbereich auf systematischer Grundlage einen 

2 

Beitrag zum Klimaschutz leisten wollen. Mit dem 
Programm wird die Umsetzung von Vorhaben des 
kommunalen Klimaschutzes gefördert, die auf vor-
handenen, in den Gemeinden und Landkreisen erar-
beiteten Klimaschutzkonzepten oder dem European 
Energy Award beruhen. Der auf lokal angepassten 
Konzepten beruhende Förderansatz soll gewährleis-
ten, dass Gemeinden und Landkreise selbst Maß-
nahmenschwerpunkte einbringen können, die sich 
aus den jeweiligen lokalen Prozessen ableiten. 
Durch die Förderung soll auch ein Anreiz für wei-
tere Kommunen geschaffen werden, solche Grund-
lagen in ihrem Zuständigkeitsbereich zu schaffen. 
Mit dem Programm »Klimaschutz mit System« .un-
terstützt das Land die Umsetzung der Prioritätsachse 
B des Operationellen Programms - Innovation und 
Energiewende - des Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) in Baden-Württemberg 
2014-2020 und möchte den COrAusstoß in Kom-
munen mit übergreifenden klimapolitischen Strate-
gien oder auf der Grundlage von regionalen Ent-
wicklungskonzepten reduzieren. 

2.1 Zuwendungen im Rahmen des EFRE-Programms 
werden in Übereinstimmung mit folgenden Vor-
~chriften in der jeweils gültigen Fassung gewährt: 

2.1. J dem genehmigten Operationellen Programm des Eu-
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung in 
Baden-Württemberg 2014-2020 »Innovation und 
Energiewende«, 

2.1.2 der Verordnung Nr. 130312013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozial-
fonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds, für die der Gemeinsame Strategi-
sche Rahmen gilt, sowie mit allgemeinen Bestim-
mungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und 
den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates, 

2.l.3 der. Verordnung Nr. (EU) 130112013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates mit besonderen Be-
stimmungen für den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung und das Ziel »Investitionen in 
Wachstum und Beschäftigung« und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 108012006, 

2.1.4 den delegierten und Durchfühnmgsrechtsakten der 
Europäischen Kommission, die auf die vorgenann-
ten EU-Verordnungen Bezug nehmen, 

2.1.5 der Verordnung NT. (EU) 65112014 der Kommission 
vom l7. Juni 2014 (insbesondere Abschnitt 7 -
»Umweltschutzbeihilfen«) zur Feststellung der Ver-
einbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
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dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (Allgemeine Gruppenfreiste1-
lungsverordnung (AGVO), ABI. E,U- L 187/l).Die 
AGVO findet nur im Bezug auf die Förderung in-
vestiver Vorhaben gemäß Nr. 5.1.1 Anwendung. 

2.1.6 der Verordnung Nr. (EU) 1407/2013 der Kommis-
sion vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung 
der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-
Beihilfen, 

2.1.7 den Vorschriften des Vergaberechts, 
2.1.8 den §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) 

sowie den dazu ergangenen Verwaltungsvorschrif-
ten, 

2.1.9 dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz, (LVwVfG) 
Insbesondere den §§,48, 49 und 49a für die Aufhe-
bung und Erstattung der Zuwendungen, 

2.1.10 dem Landesreisekostengesetz (LRKG) 
2.1.11 dem Förderhandbuch der Verwaltungsbehörde für 

die Umsetzung des EFRE-Programms 2014-2020 
(nachfolgend Förderhandbuch), 

2.1.12 VwV EFRE Zuwendungsverfahren Innovation und 
Energiewende - VEZIE ~. 20 14 - 2020 und 

2.1.13 dieser Verwaltungsvorschrift. 

2.2 

2.3 

3 
3.1 
3.1.1 

3.1.2 

3.2 
3.2.1 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt zusammen mit der 
VwV EFRE VEZIE 2014-2020. 
Die jeweiligen Teilnahmeaufrufe und die unter 
www.efre-bw.de veröffentlichten Auswahlkriterien 
ergänzen diese VwV hinsichtlich des Auswahlver-
fahrens. 
Die Zuwendungen werden von den Bewilligungsbe-
hörden ohne Rechtspflicht nach pflichtgemäßem Er-
messen im Rahmen der verfügbaren Haushaltser-. * mächtigungen bewilligt. 
Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im 
Rahmen des Operationellen Programms in Baden-
Württemberg 2014-2020 »Innovation und Energie-
wende«. Diese Mittel können durch Mittel aus dem 
Landeshaushalt Baden-Württemberg ergänzt wer-
den. Ein Rechtsanspruch avf die Gewährung einer 
Förderung besteht auch bei Erfüllung aller Förder-
voraussetzungen nicht. 

Zuwendungsempfänger 
Gefördert werden: 

. Gemeinden, Landkreise, Zweckverbände und deren 
Eigenbetriebe und Eigengesellschaften sowie An-
stalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
die nicht nach Ziffer 3.2.1.ausgeschlossen sind, 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie ju-
ristische Personen des privaten Rechts. 
Nicht gefördert werden: 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des Bun-
des und der Länder, natürliche Personen, Hauseigen-
tümergemeinschaften sowie Vereine, 

3.2.2 Untern~hmen in Schwierigkeiten im Sinne von Arti-
kel2 Ziffer 18 der AGVO, 

3.2.3 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund einer früheren Kommissionsentscheidung 
zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unverein-
barkeit einer Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt 
nicht Folge geleistet haben. 

3.3 Eirie gemeinsame Antragstellung durch mehrere An-
tragstellende (Konsortium) ist zulässig. Zuwen-
dungsberechtigt sind Teilnehmer des Konsortiums 
mit Sitz oder Niederlassung in Baden-Württemberg. 
Bei investiven Vorhaben nach Ziffer 5.1.1 müssen 
antrags teIlende Unternehmen im Sinne des Beihilfe-
rechts nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV zum Zeit-
punkt der Auszahlung der Zuwendung eine Be-
triebs stätte oder Niederlassung in Baden-Württem-
berg haben (Artikel 1, Ziffer 5 a AGVO). 

3.3.1 Einer der Teilnehmer des Konsortiums ist für die 
Koordinierung des Konsortiums verantwortlich 
(Konsortialkoordinator ). 

3.3.2 Die Konsortialpartner müssen ihre Rechte und 
Pflichten zur Erfüllung des Zuwendungszweckes in 
einem Konsortialvertrag regeln. 

3.4. Werden Vorhaben im Rahmen von Contracting-Ver-
hältnissen durchgeführt, ist der Contractor antrags-
berechtigt. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1 

4.1.1 

4.1.2 

4.1.3 

4.2 

4.3 

Geförderte Vorhaben müssen auf dem Gebiet einer 
Gebietskörperschaft umgesetzt werden, die eine der 
folgenden Voraussetzungen erfüllt: 
sie verfügt über ein in~egriertes Klimaschutzkonzept 
oder ein Teilkonzept, das im Rahmen der Nationalen 
Klimaschutzinitiative des Bundes gefördert wurde 
beziehungsweise wird oder vergleichbare inhaltliche 
Anforderungen erfüllt, oder 
sie nimmt am European Energy Award (eea) teil 
oder 
sie gehört einem Landkreis oder einer Region an, 
der/die über ein Klimaschutzkonzept verfügt, wel-
ches die oben genannten Kriterien erfüllt, die Ge-
meinden inhaltlich einbezieht und aus dem sich Vor-
haben in einzelnen Gemeinden ableiten lassen. 
Die Vorhaben müssen aus den genannten Konzepten 
abgeleitet beziehungsweise im Rahmen des eea-Pro-
zesses entwickelt worden sein. 
Die Konzepte dürfen bei Einreichung der Projekt-
skizzen nicht älter als zehn Jahre oder müssen ent-
sprechend fortgeschrieben worden sein. Vorhaben 
aufgrund eines noch nicht abgeschlossenen bezie-
hungsweise im Entwurf vorliegenden Konzeptes 
sind zulässig, soweit sie schlüssig aus dem Entwurf 
abgeleitet sind. . . 
Wenn der Antragstellende nicht mit der entsprechen-
den Gebietskörperschaft identisch ist, muss die Ge-
bietskörperschaft bestätigen, dass die Voraussetzun-
gen nach 4.1 und 4.2 vorliegen. Das Vorliegen der 
oben genannten Fördervoraussetzungen wird im 
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4.4 

Rahmen des Teilnahmewettbewerbs nach 9.1 vom 
UmweItministerium oder einem von ihm beauftrag-
ten Dritten überprüft. 
Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn vor dem 
Vorliegen des Zuwendungsbescheides mit dem Vor-
haben begonnen worden ist. Ein Vorhaben ist begon-
nen, sobald dafür entsprechende Lieferungsc oder 
Leistungsverträge abgeschlossen sind. Der Erwerb 
eines Grundstücks und die Erteilung eiues Auftrags 
zur Planung oder zur Bodenuntersuchung gelten 
nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, gerade 
sie sind Zweck der Zuwendung (Ziffer 1.2 Satz 3 
VV zu § 44 LHO). Soweit bei investiven Vorhaben 
nach Ziffer 5.1.1 Unternehmen im Sinne von Artikel 
107 Absatz 1 AEUV Zuwendungsempfänger sind, 
ist Artikel 2 Ziffer 23 AGVO zu beachten. 

5 Art und Umfang, Höhe der 

5.1 Fördertatbestände 

Zuwendungsfähig sind: 
5.1.1 Investive Vorhaben des kommunalen Klimaschut-

zes, die darauf angelegt sind, den Ausstoß von Treib-
hausgasen in der Kommune selbst zu verringern 
oder den durch den Energieverbrauch in der Kom-
mune andernorts verursachten CO2-Ausstoß zu ver-
mindern. Nicht zuwendungsfähig sind gebrauchte 
Anlagen. Bei Zuwendungen für investive Vorhaben 
an Unternehmen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 
AEUV erfolgt die Förderung des Vorhabens unter 
den Voraussetzungen und in den Grenzen der jeweils 
einschlägigen Artikel 2 Ziffer ] 07 und Ziffer 124, 
Artikel 4 sund w, sowie differenziert nach Unter-
nehmensgröße nach Artikel 36, 38, 40, 41 und Arti-
ke146AGVO. 

5.1.2 Nicht investive Vorhaben, die darauf abzielen, 
5.1.2.1 zur Bewusstseinsbildung über Fragen des Klima-

schutzes und den COrAusstoß in der Kommune 
beizutragen, 

5.1.2.2 Verhaltensänderungen mit dem Ziel einer Reduzie-
rung des COrAusstoßes zu fördern, 

5.1.2.3 COrmindernde Investitionen Dritter aus dem Be-
reich Klimaschutz und Energie anzuregen oder zu 
unterstützen. 
Die Umsetzung kann auch durch gebündelte Umset-
zung mehrerer lokaler Konzepte durch eine zentrale 
Einrichtung erfolgen. Zuwendungen werden grund-
sätzlich in Baden-Württemberg eingesetzt. Bei in-
vestiven Projekten liegt der Ort der Investition 
grundsätzlich in Baden-Württemberg. Bei nicht-in-

vestiven Projekten, deren Nutzung über die Grenzen 
hinaus strahlt, ist regelmäßig der Ort des Projektes 
und ersatzweise - falls ein solcher Ort nicht besteht 
oder eine Reihe von Maßnahmen geplant ist, die we-
gen des Raumzusammenhangs die Grenzen über-
schreiten sollen - der juristische Sitz des Antragstel-
lers maßgeblich. Gefördert werden ausschließlich 
vom Antragsteller unmittelbar durchgeführte und fi-
nanzierte Vorhaben. 
Vorhab"n, die als Leuchtturmprojekte Bestandteil 
eines Wettbewerbsbeitrags für die zweite Wettbe-
werbsphase von RegioWIN sind, sind bis zum Zeit-
punkt der RegioWIN-Prämierung nach der zweiten 
Wettbewerbsphase von der Teilnahme an diesem 
Förderprogramm www.efre-
bw.de). 

5.2 Art und Höhe der 

Die Zuwendung wird als Projektförderung im 
der Anteilsfinanzierung in Form eines einmaligen 
Zuschusses gewährt. Die Höhe der Zuwendung rich-
tet sich nach der Art des geförderten Vorhabens un-
ter Beachtung von Artikel 4 AGVO. Bei Zuwendun-
gen für investive Vorhaben nach Ziffer 5.1.1 an Un-
ternehmen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
sind die Artikel 1 Ziffer 5 und Artikel 7 Ziffer 1 bis 3 
AGVO zu beachten. 

5.2.1 Die zur Kofinanzierung vorgesehenen zuwendungs-
fähigen Ausgaben eines Vorhabens müssen mindes-
tens 200000 € betragen. 

5.2.2. Für Vorhaben nach Ziffer 5.1.1 beträgt der Förder-
satz aus EFRE-Mitte!n 50 Prozent der zur Kofinan-
zienmg vorgesehenen zuwendungsfähigen Ausga-
ben, der sich unter Beachtung von Ziffer 5.2.4 ver-
ringern kann. 

5.2.3. Für Vorhaben nach Ziffer 5.1.1 mit H"JU~'Hv",.U 
die auf andere Gemeinden übertragbar sind und eine 
besondere Vorbildwirkung aufweisen kann eine För-
derung aus Landesmitteln bis zu 10 Prozent der zur 
Kofinanzierung vorgesehenen zuwendungsfähigen 
Ausgaben gewährt werden. Der erhöhte Fördersatz 
wird nur gewährt, wenn der Zuwendungsempfänger 
einwilligt, eine umfassende Dokumentation der Vor-
haben unter den Gesichtspunkten ihrer Ableitung 
aus dem zugrunde liegenden der Planung 
und der Umsetzung auf www.efre-bw.de zu veröf-
fentlichen. 

5.2.4. Bei Zuwendungen für investive Vorhaben nach Zif-
fer 5. J.1 an Unternehmen im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV gelten folgende Beihilfehöchstin-
tensitäten: 
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Beihilfehöchstintensitäten für investive Maßnahmen nach der AGVO: 

Die Fördersätze der Ziffern 5.2.2 und 5.2.3 können 
sich entsprechend verringern. 

5.2.5. Für Vorhaben nach Ziffer 5.1.2 beträgt der Fördersatz 
aus EFRE-Mitteln 50 Prozent der zur Kofinanzie-
rung vorgesehenen zuwendungsfähigen Ausgaben. 

5.2.6. Zusätzlich kann für Vorhaben nach Ziffer 5.1.2 eine 
Förderung aus Landesmitteln bis zu 20 Prozent der 
zur Kofinanzierung vorgesehenen zuwendungsfähi-
gen Ausgaben gewährt werden, soweit Gegenstand 
der Förderung die Umsetzung von Vorhaben im di-
rekten Kontakt mit der Zielgruppe durch Einsatz ei-
genen Personals oder die entsprechende Beauftra-
gung Dritter ist. 

5.2.7. Der Röchstbetrag der Zuwendungen nach den Ziffer 
5.2.2 bis 5.2.6 aus EFRE- und Landesmitteln be-
trägt für Vorhaben oder Vorhabenkombinationen 
3000000 € je Antragsteller beziehungsweise antrag-
stellendem Konsortium. 

5.3 Fördermittel aus anderen Förderprogrammen 

Die Kumulierungmit Fördermitteln aus einem ande-
ren EU-Fonds, einem anderen EU-Förderinstrument 
oderEFRE-Mitteln im Rahmen eines anderen Pro-
gramms für dasselbe Projekt beziehungsweise Teil-
projekt ist nicht zulässig. Fördermittel aus anderen 
Förderprogrammen des Landes Baden-Württemberg 
dürfen für die geförderten Vorhaben nicht in An-
spruch genommen werden. Dies gilt auch für das 
Programm Klimaschutz-Plus, die Städtebauförde-
rung und das Entwicklungsprogramm Ländlicher 
Raum (ELR). Die g1eichzeitige Inanspruchnahme 
von Mitteln aus dem Ausgleichstock für Kommunen 
(§ 13 Finanzausgleichsgesetz) ist zulässig. Förder-
mittel aus Programmen des Bundes sowie der KfW 
können - soweit nach diesen Programmen zulässig 
- bis zu einem Gesamtfördersätz von 80 Prozent in 
Anspruch genommen werden. 

6. 

6.1 

30% 40% 50% 

40% 50% 60% 

45% 55% 65% 

Für Zuwendungen an Unternehmen im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV ist eine Kumulierung 
mit Förderungen aus anderen öffentlichen Mitteln 
nach Maßgabe von Artikel 8 AGVO zulässig. Die 
Gesamtförderung, die dem Antragsteller gewährt 
wird, darf jedoch nicht den Schwellenwert in Arti-
kel 4 Absatz 2 lit. s AGVO überschreiten. 

Zuwendungsfahige Ausgaben 
Zuwendungsfähig sind die beim Zuwendungsemp-
fänger im Förderzeitraum zweckentsprechend, zur 
Umsetzung des Vorhabens angefallenen und eindeu-
tig dem Projekt zuordenbaren und durch Rechnun-
gen oder gleichwertige Buchungsbelege nachgewie-
senen Ausgaben. 
Bei Vorhaben nach Ziffer 5.1.1 können gefördert 
werden: 

6.1.1 Ausgaben für Investitionen in technische Anlagen, 
6.1.2 Ausgaben für Leistungen nach der ROAI (Planung 

und so weiter), 
6.1.3 Sachausgaben, 
6.1.4 Baukosten nach DIN 276 mit Ausnahme der Kosten-

gruppen, die gemäß dem Förderhandbuch ausge-
schlossen sind, 

6.1.5 Ausgaben für den Erwerb eines unbebauten oder ei-
nes bebauten' Grundstückes, das in unmittelbarem 
Zusammenhang rnit dem kofinanzierten Investiti-
onsvorhaben steht, sind mit einem Anteil von bis zu 
10 Prozent der kofinanzierbaren Gesamtausgaben 
zuwendungsfähig, wenn sie erforderlich sind, um 
ein Vorhaben zur Verbesserung des Umweltschutzes 
oder der Energieeffizienz zu remisieren. Bei bebau-
ten Grundstücken bezieht sich dieser Anteil auf die 
Ausgaben beziehungsweise den Wert des Grund-
stücks ohne Gebäude und bauliche Anlagen. 
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Grunderwerbsnebenkosten werden ebenfalls antei-
lig den Kosten der Gebäude und baulichen Anlagen 
und d~;men des Grundstücks ohne Gebäude und bau-
liche Anlagen, zugeordnet. 

6.1.6 Für Zuwendungen an Unternehmen im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 'I AEUV werden die zuwen-
dungsfähigen Kosten nach Artikel 36, 38,40,41 und 
46 AGVO ermittelt. 

6.2 Bei nicht-investiven Vorhaben nach Ziffer 5.1.2 
können bei Gemeinden, Landkreisen und kommuna-
len Zweckverbänden, Anstalten und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sowie Eigenbetrieben und 
Eigengesellschaften kommunaler Gebietskörper-
schaften gefördert werden: 

6.2.1. Personalkosten (zuzüglich Gemeinkostenpauschale 
von 15 Prozent). Näheres hierzu regelt das EFRE-
Förderhandbuch. 

6.2.2. Sachausgaben, zum Beispiel für Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit, Informationsveranstaltungen und 
Schulungen. Die Sachkosten müssen den Vorhaben 
der Ziffer 5.1.2 direkt zugeordnet werden können. 

6.2.3. Reisekosten, die den Vorhaben der Ziffer 5.1.2 di-
rekt zugeordnet werden können. 
Zuwendungsempfänger nach Ziffer 3.1.2 können 
keine Förderung nach Ziffer 6.2 erhalten. 

7 Njcht zuwendnngsfähige Ausgaben 
Bei Zuwendungsempfängern, die zum Vorsteuerab-
zug berechtigt sind, ist die Umsatzsteuer nicht för-
derfähig. Nicht zuwendungsfähig sind Kosten der 
laufenden Verwaltung, sonstige eigene Aufwendun-
gen, Genehmigungsgebühren, Geldbeschaffungs-
kosten, sonstige Eigenleistungen, Skonti, Rabatte, 
Abschreibungen, Leasingkosten, Zinsen und Koor-
dinierungsaufweridungen des Konsortiums. 

8 Sonstige Zuwendungsbestinunungen 

8.1 ZweckbindungsJrist 

Für Neubauten, einschließlich des erforderlichen 
Grundstücks, den· Erwerb von grundstücks gleichen 
Rechten sowie Rechten an Gebäuden durch Rechts-
kauf ist regelmäßig eine Zweckbindungsfrist von 15 
Jahren festzusetzen. 
Bei den mit der Zuwendung beschafften Anlagegü-
tern beträgt die Zweckbindung regelmäßig fünf 
Jahre. ' 
Die Zweckbindungsfrist von Vorhaben gemäß 5.1.2 
endet mit der Vorlage des Schlussverwendungsnach-
weises. 

8.2 Nebenbestimmungen (EFRE N-Best) 

Die Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung beziehungsweise zur Projektförde-
rung an kommunale Körperschaften im Rahmen des 
EFRE-Programms 2014-2020 (EFRE NBest-P be-
ziehungsweise EFRE NBest-K), die als Anlage zum 
Förderhandbuch erlassen werden, werden anstelle 
der ANBest-P beziehungsweise -K nach Anlage 2 

8.3 

beziehungsweise Anlage 3 der VV zu § 44 LHO Be-
standteil des Zuwendungsbescheids. 

Veröffentlichung von Förderdaten 

Die Förderdaten eines bewilligten Projekts sind 
nach Maßgabe der Rechtvorschriften nach' Ziffer 
2.1.2 öffentlich. Im Übrigen wird auf die Publizitäts-
vorschriften im Förderhandbuch Bezug genommen. 
Für Zuwendungen für investive Vorhaben nach Zif-
fer 5.1.1 an Unternehmen im Sinne von Artikel 107 
Absatz r AEUV stimmt der Zuwendungsempfänger 
der Veröffentlichung der nach Artikel 9 Ziffer 1 bis 3 
AGVO in Verbindung mit Artikel 11 AGVO festge-
legten Zuwendungsdaten (mindestens Zuwendungs-
empfänger, Projektbezeichnung, Kurzbeschreibung, 
Projektergebnisse, Zuwendungsbetrag) zu. Mit dem 
Antrag erklärt der Antragsteller sein Einverständnis 
mit der Veröffentlichung der Zuweridungsdaten. 

8.4 Dokumentation und Evaluierung 

Die Förderung im Rahnien des Programms soll auch 
dazu dienen, andere Kommunen zur Nachahmung 
anzuregen. Der zweckdienlichen Weitergabe von In-
formationen über die Planung und Umsetzung der 
geförderten Vorhaben kommt deshalb eine hohe Be-
deutung zu. Der Zuwendungsempfänger ist daher 
verpflichtet, 

8.4.1 das Umweltrninisterium nach Ablauf der Hälfte der 
gep1l:mten Projektlaufzeit in geeigneter Form über 
den Projektfortschritt zu unterrichten sowie nach 
Abschluss des Vorhabens einen Bericht vorzulegen, 
in dem Erfolgsfaktoren und gegebenenfalls Hemm-
nisse für die Umsetzung des Vorhabens benannt 
werden. Im Abschlussbericht ist auch dazu Stellung 
zu nehmen, ob die mit dem Projekt verbundenen Er-

, wartungen erfüllt wurden. 
8.4.2 an der Evaluierung und Begleitung des Projekts -

auch während der Umsetzungsphase - mitzuwirken 
sowie Daten und Informationen auf Nachfrage auch 
zur Erfüllung der Veröffentlichungs- und Informati-
onspflichten nach Artikel 9 und der Monitoringbe-
stimmungen nach Kapitel 11 AGVO zur Verfügung 
zu stellen. 

9 Verfahren 
9.1 Den Förderverfahren geht ein Teilnahmewettbewerb 

mit Auswahlverfahren voraus. Hierzu ergeht durch 
das Umweltministerium jeweils der Aufruf, sich an 
einem Teilnahmewettbewerb zu beteiligen. Die hier-
bei einzureichenden Unterlagen und<lie anneh-
mende Stelle der Wettbewerbsunterlagen werden in 
den jeweiligen Aufrufen näher bezeichnet. Bei der 
Auswahlentscheidung wird das Umweltministerium 
von einer Jury unterstützt. Die Jurybewertung wird 
anhand eines transparenten Bewertungssystems vor-
genommen. Der Teilnahmeaufruf und die Entschei-
dungskritetien werden auf den Internetseiten der 
EFRE-Verwaltungsbehörde unter www.efre-bw.de 
veröffentlicht. 

9.3 Die einreichenden Stellen der ausgewählten Projekt-
skizzen werden schriftlich' aufgefordert, einen För-
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derantrag zu stellen. Die Anträge sind in schriftli-
cher Form bei der Landeskreditbank Baden-Würt-
temberg - Förderbank (L-Bank), 76113 Karlsruhe 
einzureichen. Die L-Bank ist nach der VwV EFRE 
VEZIE 2014-2020 für die Antragsannahme, das 
Bewiliigungsverfahren, die Anforderungs- und Aus-
zahlungsverfahren sowie die Prüfung der Verwen-
dungsnachweise zuständig. 

10 Inkrafttreten 
Diese Verwaltungs vorschrift tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft und hat eine Geltungsdauer bis 
zum 31. Dezember 2020. Mit der Verkündung tritt 
zugleich die Verwaltungsvorschrift VwV EFRE Kli~ 
maschutz mit System - KrnS - 2014-2020 vorn 
3. November 2014 außer Kraft. 

GAB!. S.72 

Verwaltungsvorschrift des Umwelt-
ministeriums über die Verrechnung 

von Aufwendungen der Kanalsanierung 
(VwV Kanalsanierung) 

Vorn 25. Februar 2015 - Az.: 5-8916.50/24-

Einleitung 
Ziel des Landes Baden-Württemberg ist es, den Fremd-
wasseranteil in den Abwassersystemen zu verringern. 
§ 119 Absätze 2 und 3 des Wassergesetzes für Baden-
Württemberg regeln, dass pauschalierte Aufwendun-
gen von Kanalsanierungen zur Verringerung des 
Fremdwasseranteils mit der Abwasserabgabe verrech-
net werden können. Die Pauschalen sind in dieser Ver-
waltungsvorschrift abschließend festgelegi. Die Ver-
rechnung auf Grundlage der pauschalierten Aufwen-
dungen ist auf alle Maßnahmen mit Baubeginn ab dem 
1. Januar 2014 anzuwenden. Der Nachweis der Fremd-
wasserverringerung ist nach wie vor zu führen. Eine 
Fr~mdwasserkonzeption bildet eine geeignete Grund-
lage als Nachweis. 

2 Pauschalierte Aufwendungen und Verrechnuugs-
sätze 

2.1 Die pauschalierten Aufwendungen sind als Bruttobe~ 
träge zu verstehen. Sie umfassen sowohl Nebenkosten 
(Planung, Umsatzsteuer) als auch begleitende Maßnah-
men (Grundwasserabsenkungen, Abwasserumleitung, 
Grabenverfüllung, verkehrstechnische Maßnahmen). 
Maßgeblich ist jeweils der Durchmesser (DN) des sa-
nierten Kanals. Als Kanallänge ist die tatsächlich sa-
nierte Rohrlänge (angefangene Meter ohne die 
Schachtlänge ) anzusetzen. 

2.2 Bei der Sanierung durch Erneuerung l , zum Beispiel 
Austausch, werden folgende Aufwendungen und Ver-
rechnuhgssätze pauschal pro Meter Kanalisation (lfm) 
zu Grunde gelegt: 

I Begriffe aus ATV-DVWK M 143-1. 

Kanaldurchmesser Pauschalierte Auf- Verrechnungssatz 
wendung (€/lfm) (€/lfm) 

< DN250 620 310 

DN250 620 310 

DN300 680 340 

DN400 760 380 

DN500 860 430 

bN600 1.020 510 

DN800 1.280 640 

DN 1000 1.540 770 

DN 1200 1.760 880 

DN 1400 2.000 1.000 

DN 1600 2.200 1.100 

DN 1800 2.400 1.200 

> DN 1800 2.400 1.200 

2.3 Bei der Sanierung durch Renovierung und Reparatur2, 

zum Beispiel Einbau von Linern, Beschichtungsver-
fahren und ähnlichen Verfahren, werden folgende Auf-
wendungen und Verrechnungssätze pauschal pro Meter 
tatsächlich sanierter Rohrlänge (ohne Schachtlänge ) zu 
Grunde gelegt: 

Kanaldurchmesser Pauschalierte Auf- Verrechnungs satz 
wendung (€Ilfm) (€/lfm) 

< DN250 240 120 
DN250 240 120 
DN300 260 130 
DN400 300 150 
DN500 350 175 
DN600 420 210 
DN800 630 315 
DN900 700 350 

DN 1000 760 380 
DN 1200- 880 440 

> DN 1200 880 440 

2.4 Die Verrechnungs sätze gelten für Kreisdurchmesser 
(DN). Werden andere Profile verbaut oder saniert, ist 
der Verrechnungs satz desjenigen Kreisprofils zu 
Grurtde zu legen, welches der jeweiligen Nettoquer-
schnittsfläche arn nächsten kommt. Die Sätze für nicht 
aufgeführte Durchmesser werden linear interpoliert. 

2.5 Schachtsanierungen durch Erneuerung können mit den 
pauschalierten Auf-wendungen und Verrechnungssät-
zen der Ziffer 2.2 verrechnet werden. Schachtsanierun-
gen durch Renovierung und Reparatur können mit den 
pauschalierten Aufwendungen und Verrechnungssät-
zen der Ziffer 2.3 verrechnet werden. Der für die Ver-
rechnung maßgebende Kanaldurchmesser (DN) ist da-
bei der größte Schachtdurchmesser des jeweiligen 
Schachtes. Die Länge (lfm) ist die Schachthöhe von 

. Schachtsohle bis Geländeoberkante. 
2.6 Bei besöndersschwierigen Untergrundverhältnissen 

werden die Verrechnungssätze für Emeuerungsmaß-
nahmen um 20 Prozent erhöht. Diese liegen insbeson-
dere.vor, wenn 

2 Begriffe aus ATV-DVWK M 143-1. 




